
Suchergebnisse: Aberglauben

420 – Der Kirchenlehrer Aurelius Augustinus beschäftigt sich mit den Hexen

Algerien * Aurelius Augustinus, einer der vier lateinischen Kirchenlehrer&nbsp;der Spätantike, hat

sich bereits im frühen 5. Jahrhundert mit dem beschäftigt, was wir heute unter den Begriffen

„Hexe“ und „Schadenszauber“ verstehen. Es geht ihm aber weniger um die Angst vor einer

schädlichen Magie, sondern vielmehr darum, den christlichen Glauben von allen

Verunreinigungen durch den heidnischen&nbsp;und abergläubischen&nbsp;Irrglauben zu

reinigen.    Augustinus will die absolute Überlegenheit&nbsp;des katholischen Christentums

propagieren und deutet deshalb die heidnischen Götter und Göttinnen zu teuflischen

Dämonen&nbsp;um, die Luzifer&nbsp;hierarchisch unterstellt wären. Wer also in diesem Sinne

Magie&nbsp;betreibt, macht sich automatisch des „Teufelspaktes“ schuldig.&nbsp;

1544 – Baiern kennt nur die Strafbarkeit des Schadenszaubers

München - Herzogtum Baiern * Im Herzogtum Baiern orientiert man sich vorläufig noch an dem

Strafrechtskommentar des Andreas Perneder. Diese ist für die Strafrechtspraxis im Herzogtum

wichtiger als die von Kaiser Carl V. im Jahr 1532 erlassene Constitutio Criminalis Carolina.     

Der baierische Kommentar kennt nur die Strafbarkeit des Schadenszaubers. Den sonstigen

Aberglauben, insbesondere die weiße Magie, hält Perneder dagegen nicht für strafbar. 

12. April 1608 – Dr. Wagnereckh präsentiert sein Aberglaubens- und Hexenmandat

München * Dr. Johann Simon Wagnereckh präsentiert einen ersten Entwurf des von ihm

ausgearbeiteten baierischen Aberglaubens- und Hexenmandat.&nbsp;Mehrere

Räte&nbsp;kritisierten seine „übergroße Schärfe“.    Zu einer Verabschiedung des

Mandats&nbsp;kommt es nicht mehr, weil dadurch ein Machtkampf zwischen den

Zelanten&nbsp;[= Eiferer] und den Politikern&nbsp;ausgebrochen ist und sich die beiden

Gruppen gegenseitig blockieren.&nbsp;

30. März 1610 – Friedrich Förner erlässt für Bamberg ein Aberglaubens- und Hexenmandat

Bamberg * Friedrich Förner hat in Bamberg ein Aberglaubens- und Hexenmandat erlassen. 
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Mai 1610 – Hofrat Wagnereckh legt sein Aberglaubens- und Hexenmandat vor

München * Noch während die Wemdinger Hexenprozesse laufen, nutzt der Hofratskanzler Dr.

Johann Simon Wagnereckh die Gunst der Stunde und bringt seinen abgeschmetterten Vorschlag

für ein Aberglaubens- und Hexenmandat wieder aufs Tablett. 

Oktober 1610 – Ein Aberglaubens- und Hexenmandat für das Hochstift Augsburg

Augsburg * Bischof Heinrich V. von Knöringen erlässt ein entsprechendes Aberglaubens- und

Hexenmandat für das Hochstift Augsburg. Sie alle stehen damit in einer Linie mit den fränkischen

Bischöfen und den Fürsten in München sowie Köln und zählten zu den von Papst Urban VIII. so

bezeichneten „Zelanten“. 

1611 – Landgebot gegen Aberglauben, Zauberei, Hexerei und Teufelskünste

München * Herzog Maximilian I. erlässt ein Landgebot gegen Aberglauben, Zauberei, Hexerei

und andere sträfliche Teufelskünste. 

24. Januar 1611 – Dr. Cosmas Vagh legt dem Hofrat sein Hexen-Mandat vor

München * Der Jurist Dr. Cosmas Vagh, der wegen seinen Positionen und seiner Härte in der

Hexenverfolgung berüchtigt ist, hat ein „Landgebott wider die Aberglauben, Zauberey, Hexerey

und andere sträffliche Teuffelskünste“ verfasst, das er nun persönlich dem Gremium des

Hofrats in aller Ausführlichkeit vorträgt. Zuvor war es inhaltlich mit den Jesuiten abgestimmt

worden. Die Hofräte verabschieden das Hexen-Mandat noch in der gleichen Sitzung. 

Februar 1611 – Das baierische Aberglaubens- und Hexenmandat geht in Druck

München * Abschließend wird das baierische Aberglaubens- und Hexenmandat dem

Hofratskanzler Dr. Johann Simon Wagnereckh zur abschließenden Kontrolle vorgelegt, bevor es

in der Druckerei der Anna Bergin wittib im Februar 1611 auf Papier gebracht wird.    Wie so oft,

handelt Hofratskanzler Wagnereckh auch hier wieder eigenmächtig. Das Werk geht in Druck,

bevor es Herzog Maximilian I. unterzeichnet hat - und damit nicht rechtskräftig ist. 
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12. Februar 1611 – Das baierische Aberglaubens- und Hexenmandat liegt gedruckt vor

München * Das „Herzogliche Baierische Mandat gegen Aberglauben, Zauberei, Hexerei und

andere sträfliche Teufelskünste“ liegt in gedruckter Form vor.&nbsp;

28. März 1611 – Der Geheime Rat will das Hexen-Mandat nicht veröffentlichen

München * Der Geheime Rat kann sich erst jetzt mit dem Hexen-Mandat befassen. Er nimmt -

besonders an den Paragraphen, in denen es um die Konfiszierung von Eigentum geht -

umfangreiche Korrekturen vor und erklärt, dass er das Mandat in der vorliegenden gedruckten

Form nicht veröffentlichen will. 

Juli 1611 – Der Hexenrichter Dr. Gottfried Sattler muss in den Falkenturm

München * Der aus Ingolstadt stammenden Dr. Schober mit der Untersuchung der

Prozess-Umstände von Wemding beauftragt. Schobers Urteil ist für den Hexenrichter Dr.

Gottfried Sattler niederschmetternd, woraufhin alle in München und Wemding Angeklagten auf

Befehl des Hofrats freigelassen werden müssen.    Dafür wird Dr. Sattler verhaftet und in den

Falkenturm nach München gebracht.  Die Kosten der Untersuchung durch Dr. Schober und die

Unterbringung der vier Verdächtigen im Falkenturm werden dem Hexenrichter Sattler und dem

Gerichtsschreiber aufgebrummt.    Bei den Vernehmungen kommen nicht nur die

Unterschlagungen und Veruntreuungen in Höhe von 3.000 Gulden ans Tageslicht, sondern auch

ein „adulterium“, eine unzüchtige sexuelle Handlung. Damit ist die Geduld des Hofes erschöpft

und das Todesurteil über den Hexenrichter schnell gefällt. Und das, obwohl er aus dem Kreis der

Hofräte, die sich zur Partei der Hexenprozess-Befürworter zählen, massive Unterstützung erhält. 

21. Januar 1612 – Eine Strafarbeit für die voreiligen Juristen

München * Der Geheime Rat schickt das „Herzogliche Baierische Mandat gegen Aberglauben,

Zauberei, Hexerei und andere sträfliche Teufelskünste“ wieder zurück, weshalb es den Beamten

erst im März 1612 zugänglich gemacht werden kann. Die für den voreiligen Druck

verantwortlichen Hofräte Dr. Cosmas Vagh und Dr. Hieronymus Faber mussten die Korrekturen

als Strafarbeit persönlich in die anderen Exemplare übertragen.    Das Verhalten des

Hofrats gegenüber dem Geheimen Rat löst auch die Untersuchung der Vorgänge in Wemding

aus. 
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März 1612 – Das baierische Aberglaubens- und Hexenmandat wird veröffentlicht

München * Erst jetzt ist das Herzogliche Baierische Mandat gegen Aberglauben, Zauberei,

Hexerei und andere sträfliche Teufelskünste den Beamten zugänglich gemacht. Das „Landgebott

wider die Aberglauben Zauberey Hexerey und andere sträffliche Teufelskünste“ umfasst 40

Seiten und ist das umfangreichste Gesetz gegen die Hexerei, Zauberei und Aberglauben, das

jemals in Mitteleuropa publiziert worden ist.       Es listet 52 strafbare Formen von

Aberglauben auf. Darunter beispielsweise Wahrsagen, Astrologie, Geisterbeschwörung,

Ausgraben von Leichen und Alraunen, abergläubisches Schatzsuchen, Ungezieferbeschwörung,

Wetter- und Bildzauber, Bannung von Geistern und Krankheiten durch Ansegnen, Missbrauch

von Scharfrichterutensilien und so weiter.   Ausdrücklich wird guter und schlechter

Zauber gleichgesetzt. Auch harmloser Aberglaube gilt als Vorstufe zum Hexenverbrechen.    Jede

Form von Zauberei muss ausgerottet werden, weil sonst „Gott der Allmechtig zu billichem Zorn

gegen uns Menschen bewegt und unser Landt und Leuth mit thewrung Krieg und Pestilentz auch

andern mannigfaltigen Plagen straffen und angreiffen möchte“. Schließlich ist es Aufgabe der

Obrigkeit, die Ehre Gottes zu retten.   Als besonders tatverdächtig werden im Bereich des

Aberglaubens die Schmiede auf dem Lande, die alten Weiber und die Nachrichter genannt.  

Erstmals wird für den Bereich des Herzogtums Baiern nun auch der Teufelspakt als Straftat

ausformuliert. 

21. Juli 1612 – Das Aberglaubens- und Hexenmandat zeigt keine große Wirkung

München * Zur Veröffentlichung des Hexenmandats muss dieses von der Kanzel verlesen

werden. Doch der Landrichter von Friedberg berichtet, dass sich die Priesterschaft im Bezirk der

Verlesung des Hexenmandats verweigern würde und führt dies auf den Einfluss der zuständigen

Bischöfe zurück.    Außerdem untersagt der Geheime Rat dem Hofrat die Veröffentlichung des

Mandats in den Hofmarken. Damit zeigt das Mandat keine allzu große Wirkung. 

1665 – Das Landgebot gegen Aberglauben und Hexerei wird erneuert

München * Das Baierische Mandat gegen Aberglauben, Zauberei, Hexerei und andere sträfliche

Teufelskünste wird durch Kurfürst Ferdinand Maria erneuert. Es handelt sich dabei um eine fast

wörtliche Wiederholung des Textes aus dem Jahr 1611. 
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1746 – Kurfürst Max III. Joseph erlässt ein Hexenmandat

München * Das Baierische Mandat gegen Aberglauben, Zauberei, Hexerei und andere sträfliche

Teufelskünste wird durch Kurfürst Max III. Joseph erneuert. Es handelt sich dabei um eine fast

wörtliche Wiederholung des Textes aus dem Jahr 1611 beziehungsweise 1665. 

1746 – Das Landgebot gegen Aberglauben und Hexerei wird erneut veröffentlicht

München * Das Baierische Mandat gegen Aberglauben, Zauberei, Hexerei und andere sträfliche

Teufelskünste wird durch Kurfürst Max III. Joseph erneuert. Es handelt sich dabei um eine fast

wörtliche Wiederholung des Textes aus dem Jahr 1611 beziehungsweise 1665. 

13. Oktober 1766 – Don Ferdinand von Sterzinger hält Reden gegen den Hexenwahn

München * Der Theatiner-Pater Don Ferdinand von Sterzinger hält eine Rede gegen den

Hexenwahn. Sein Vortrag befasst sich mit „dem gemeinen Vorurteil der wirkenden und tätigen

Hexen“. Er geht als Vertreter der Aufklärung gegen Aberglauben und Unwissenheit vor.    Seine

Schriften gegen Hexen sowie das Zauber- und Gespensterwesen bringen ihm

grenzüberschreitende Achtung und Anerkennung ein. Der Theatinerpater bricht damit eine

langwierige Diskussion vom Zaun, die als Baierischer Hexenkrieg bekannt wird. Im weiteren

Verlauf streitet man in 28 Streitschriften um das Für und Wider.    Als besondere Gegner des

Theatinerpaters offenbaren sich die Benediktiner von Scheyern, deren Kreuzreliquie angeblich

gegen Verhexung wirksam ist und die in der Demontage des Zauberei-Tatbestands ihr Geschäft

mit den von ihnen vertriebenen heiligen Gegenständen gefährdet sehen.     Doch Dank der

Stellungnahme der Akademie der Wissenschaften kommt es in Churbaiern zu keinen

Hexenverfolgungen mehr. Auch in anderen süddeutschen Territorien erlahmen schließlich die

Hexenverfolgungen. 

25. Januar 1802 – Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

Kurfürstentum Baiern * Das kurfürstliche Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

beginnt mit der Feststellung,       dass die Bettelorden die „Fortpflanzung des Aberglaubens und

der schädlichen Irrtümer“ begünstigen und   die Entstehung und Entwicklung „richtiger Begriffe

der moralischen Bildung im Volke“ verhindern,   weshalb die fortdauernde Existenz der

Mendikantenklöster zwecklos und schädlich für die Bürger ist.        In Altbaiern sind davon
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einundneunzig derartige kirchliche Einrichtungen betroffen. In München sind folgende Bettelorden

betroffen: Kapuziner, Franziskaner, Karmeliten, Karmelitinnen, die Benediktinerinnen am

Lilienberg , die Paulanerinnen im Lilienthal und das Pütrichkloster.     Zur zweckmäßigen

Einrichtung der Bürger- und Landschulen wird ein Schulfonds eingerichtet, der aus dem

Vermögen der aufgehobenen Orden gebildet wird, da es an anderweitigen staatlichen Mitteln

mangelt.    Zur sofortigen Verminderung der Insassen werden       alle Ausländer, das heißt, die

nicht in Pfalzbaiern geborenen Klostermitglieder, in ihre Heimat geschickt,   die Laienbrüder in die

Prälatenklöster versetzt und   Kleriker, die noch keine Profeß abgelegt haben, entlassen.  

Neuaufnahmen und das Überwechseln von Ordensangehörigen in andere Klöster wird streng

untersagt.   Priestermönche können unter bestimmten Voraussetzungen in den

Weltpriesterstand übertreten, was dem Staat die Pensionskosten einsparen hilft.   Alle

übrigbleibenden Klosterindividuen sollen in Zentralklöster - in Wirklichkeit Aussterbeklöster - ihres

Ordens verbracht werden.   Außerdem ist den Franziskanern künftig nur noch Predigt und

Beichthören in der eigenen Ordenskirche erlaubt, jedoch keinerlei Seelsorgeaushilfe.   Dazu

unterstehen sie der verschärften Aufsicht der zuständigen Landrichter.      Als Unterhalt für die

Franziskaner setzt man, da ihnen das Almosensammeln verboten worden ist, jährlich 125 Gulden

fest, zahlbar aus dem Vermögensfonds der nichtständischen Klöster.       Der Inhalt des

Aufhebungsdekretes wird öffentlich nicht bekannt gemacht.   Die ganzen Vorbereitungen der

staatlichen Klosteraufhebungen laufen bis zur Ausführung im Wesentlichen geheim.   Das

verstärkt die Unsicherheit und lässt jede Gegenwehr erlahmen.   Ebenfalls besteht Unkenntnis

über die Befugnisse der eingerichteten Spezialkommission.       Ausgenommen vom

kurfürstlichen Aufhebungs-Dekret der Bettelordensklöster sind - aufgrund ihrer Tätigkeit in der

Krankenpflege beziehungsweise im Schulwesen - die Klöster der Barmherzigen Brüder sowie

der Englischen Fräulein und der Elisabethinerinnen. Das Kloster der Ursulinen in München wird

mit den Nonnen de Notre Dame in Nymphenburg vereinigt.    In der Haupt- und Residenzstadt

München gibt es nur ein ständisches Kloster: das Klarissen-Kloster zu Sankt Jakob am Anger.
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